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M E I S TGE LE S E N /  meistkommentiert

K OLU M NE
GENDERGERECHTE SPRACHE
UND DER BUNDESPRÄSIDENT

Nie wieder weibliche

Furore

von Birgit Kelle

Die gendergerechte
Sprachpolizei hat wieder
zugeschlagen. Diesmal
muss der
Bundespräsident dran
glauben. Zum
internationalen
Weltfrauentag steht fest:
Die Welt nach dem
#aufsch... weiterlesen

K OLU M NE
SEXISMUS AUF SCHLOSS
BELLEVUE

Gauck und die sieben

Zwerginnen

von Jennifer Nathalie

Pyka

Auf #aufschrei folgt
#tugendfuror:
Feministinnen sind
erschüttert, weil Joachim
Gauck eine andere
Meinung vertritt und
fordern umgehende
Besserung. Über das
feministische Freih...
weiterlesen

K OM M E NTAR
MACHTFAKTOR SEX

Auf der dunklen Seite

des Bettes

von Johannes Musial

Sex sei Spaß, finden die
Werbung und das
Fernsehen. Doch das ist
nur die halbe Wahrheit.
Gesellschaft und Staat
kontrollieren die
Sexualität. Dabei geht es
vor allem um eins: M...
weiterlesen

K OLU M NE
DIE BIG-DATA-AUSWERTUNG
IM INTERNET

Das Big-Data-Komplott

von Gunnar Sohn

Big Data wird unsere
Spuren im Netz
aufspüren und uns
Menschen denunzieren.
Es ist ein
Datenverbrechen mit
Maschinen, welche die
Welt vermessen.
weiterlesen

GE S PR ÄCH
DAS TRANSATLANTISCHE
VERHÄLTNIS

„Washington muss

seine internen

Querelen lösen“

mit Philip Murphy

Das 21. Jahrhundert
werde ein pazifisches
Jahrhundert, so die
ehem. US-
Außenministerin
Clinton. Im Gespräch
mit Martin Eiermann
und Florian
Guckelsberger erklärt der
US-Botscha... weiterlesen

GE S PONS E R TE
K OLU M NE
ANGELA MERKEL TRIFFT DIE
START-UP-INDUSTRIE

Chefsache Internet

von Alexander Görlach

Die Kanzlerin und die
Start-up-Industrie lernen
sich langsam kennen. So
positiv das Signal aber
auch ist, der Besuch beim
Branchentreffen zeigt,
dass es noch ein langer
Weg zu ... weiterlesen
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DAS DEBATTEN-MAGAZIN

„Erfolg kann auch Verführung sein und kann so den Weg auftun für
die Verfälschung des Rechts, für die Zerstörung der Gerechtigkeit.“
Joseph Ratzinger

Richard Schütze auf The
European folgen:

Seit mehr als 30 Jahren nehmen Akteure aus Politik
und Wirtschaft seine Expertise als Medienmanager
und Kommunikationstrainer in Anspruch. Richard
Schütze ist Geschäftsführer der Berliner Politik- und
Kommunikationsberatung Richard Schütze Consult.
Der Rechtsanwalt hat sich in zahlreichen
Publikationen und Medien als Autor und
Interviewgast mit dem Image von Politikern
beschäftigt. Als Horst Köhler am 31. Mai 2010 als
Bundespräsident zurücktrat, prognostizierte der PR-
Berater die Kandidatur von Christian Wulff.

Zuletzt aktualisiert am 11.03.2013

Richard Schütze

von Richard Schütze - 11.03.2013

FORDERUNGEN DER SOZIALFUNKTIONÄRE

K OLU M NE

Auf dem Teppich bleiben

Nicht erst seit dem Schweizer Volksentscheid wird
die Debatte um Einkommensgerechtigkeit erregt
geführt. Doch immer mehr Umverteilung würde
den Staat überfordern.

von Richard Schütze - 04.03.2013

REDE VON KANZLERKANDIDAT PEER STEINBRÜCK

K OLU M NE

Der Besserwisser

Peer Steinbrück kann ein Wünsch-Dir-was-
Programm für jedermann aufbieten. Der Wähler
muss sich entscheiden zwischen vorläufigem Auf-
Sicht-Fahren und es besser wissen.

4

von Richard Schütze - 25.02.2013

ABFINDUNG FÜR NOVARTIS-MANAGER DANIEL VASELLA

K OLU M NE

Der gerechte Lohn

Wie viel darf ein Top-Manager verdienen? Der Fall
des scheidenden Novartis-Präsidenten Daniel
Vasella zeigt, dass die ganz großen Exzesse nicht
mehr geduldet werden. Und dass es Alternativen
gibt.

3

von Richard Schütze - 18.02.2013

SICH IN DER TALKWELT ERKLÄREN

K OLU M NE

Der Wandel der Talkshowzeiten

Mit den Talkshows haben sich auch die
Anforderungen an Gast und Moderator verändert.
Der Besuch beim Polit-Talker muss heute gut
durchdacht sein.

1

von Richard Schütze - 11.02.2013

FALL SCHAVAN UND ANDERE BRANCHEN

K OLU M NE

Das kleine Einmaleins des
Krisenmanagements

Im Fall Annette Schavan ließen sich die Probleme
auf einen Schlag lösen – in anderen Branchen ist
das nicht so einfach. Doch auch in der Krise gilt:
Menschen sind lernfähig.

1

von Richard Schütze - 04.02.2013

TV-DUELLE UND DIE KUNST DER REDE

K OLU M NE

Werteorientierte Rhetorik

Wenn schon nicht in die Hände, so werden nun
aber zumindest wieder große Töne gespuckt. In
Wahlkampfzeiten geht’s zur Sache. Und zwar
persönlich.

von Richard Schütze - 28.01.2013

ANGELA MERKEL IN DAVOS UND LATEINAMERIKA

K OLU M NE

Gipfelkönigin

Von Davos nach Chile: Vergangene Woche reiste
die Kanzlerin um die halbe Welt. Zeit zum
Düpieren der Opposition blieb ihr trotzdem.

1

von Richard Schütze - 21.01.2013

REGIERUNGSWECHSEL IN NIEDERSACHSEN

K OLU M NE

Verzockt

Ein einziges Mandat reicht Rot-Grün, um
McAllister abzulösen. Der Wahlausgang wirft die
gesamte Bundespolitik durcheinander.

9

von Richard Schütze - 14.01.2013

DEUTSCHLANDS GROSSBAUSTELLEN

K OLU M NE

Na und?

Elbphilharmonie, S21, Flughafen BER: An den
desaströsen Großbauprojekten leiden nicht nur
die Steuerzahler, sondern der gesamte
Technologiestandort Deutschland.

5

von Richard Schütze - 07.01.2013

PHILIPP RÖSLER VERGEIGT FDP-DREIKÖNIGSTREFFEN

K OLU M NE

Der Letzte macht das Licht aus

Er selbst redete kraftlos und niemand trat für ihn
ein. Philipp Rösler ist ein Vorsitzender auf Abruf,
er hat auch seine letzte Chance verpasst, der FDP
zu zeigen, dass er sie führen kann.

2

W E R B E PAR TNE R :

28 14
12

2 1

 

Debatten

Kolumnen

Gespräche

Stimmen der Anderen

KÖPFE

 

› RICHARD SCHÜTZE, POLITIK- UND KOMMUNIKATIONSBERATERKÖ P FE

Werbepartner

1 2 3 … 8

Folgen Sie uns: Newsletter: Ihre E-Mail...  OK

Alle Köpfe

THE EUROPEAN

Mission Statement

Redaktion

Verlag

Ethik

PDF-Editionen

Stellenangebote

WIRTSCHAFTLICHES

Mediadaten

Werbung

Events

Consulting

Publishing

KANÄLE

Blog

Facebook

Twitter

Flickr

Youtube

Vimeo

Google Currents

KOOPERATIONEN

T-Online

N24

Bild.de

ZDFlogin

DRadio Wissen

Zeppelin Universität

Netzpiloten

KOOPERATIONEN

Huffington Post

Mediapart

Linkiesta

derStandard.at

Stratfor

HINWEISE

Datenschutz

Nutzungsbedingungen

Impressum

Sitemap

AGB

M E I S TGE LE S E N /  meistkommentiert

K OLU M NE
ATTRAKTIVITÄT DES
ALLEINERZIEHENS

Arm ohne sexy

von Birgit Kelle

Was Single-Moms so
sexy macht – sinniert die
Mütter-Zeitschrift
Brigitte-Mom in ihrer
aktuellen Ausgabe. Ein
klarer Fall von
Autosuggestion.
weiterlesen

K OLU M NE
ÜBER DEN UNSINN DES
KARIKATURENVERBOTS

Vom Grundrecht auf

Provokation

von Jennifer Nathalie

Pyka

Das geplante
Karikaturenverbot
basiert nicht nur auf
skurriler Logik, sondern
ist gleichzeitig zutiefst
antidemokratisch.
weiterlesen

K OLU M NE
KATHOLIKENTAG IN
MANNHEIM

Milieufragen

von Alexander Kissler

Wenn Umweltschutz auf
Feminismus trifft: das
Fünf-Punkte-Programm
des keineswegs
herrschaftsfreien 98.
deutschen
Katholikentags.
weiterlesen

K OLU M NE
ROLF BERGMEIERS
„SCHATTEN ÜBER EUROPA“

Und es hat Wumms

gemacht

von Alexander Wallasch

In seinem von der Presse
ignorierten Buch
argumentiert Rolf
Bergmeier glänzend –
und räumt mit so vielen
Mythen auf, dass es
neuzeitlichen Katholiken
sicherlich den Schaum
vor ... weiterlesen

K OLU M NE
RÜCKTRITT VON NORBERT
RÖTTGEN

Alles verloren

von Alexander Görlach

Norbert Röttgen hatte
den Ministerposten als
Rückversicherung
eingeplant. Die
Rechnung hat er ohne
die Union gemacht.
Horst Seehofer ist jetzt
der Mann der Stunde,
denn der Baj...
weiterlesen

K OM M E NTAR
FACEBOOKS UMGANG MIT
BENUTZERDATEN

Illegal und vergoldet

von Thilo Weichert

Facebooks Umgang mit
Benutzerdaten ist nach
deutschem und
europäischem Recht
illegal – mit dem
Börsengang wird diese
Schamlosigkeit nur noch
weiter zunehmen.
weiterlesen

The European Deutsch / English

MEINUNG STATT MELDUNG

„Wir leben alle unter dem gleichen Himmel, aber wir haben nicht alle
den gleichen Horizont.“ Konrad Adenauer

Richard Schütze auf The
European folgen:

Seit mehr als 30 Jahren nehmen Akteure aus Politik
und Wirtschaft seine Expertise als Medienmanager
und Kommunikationstrainer in Anspruch. Richard
Schütze ist Geschäftsführer der Berliner Politik- und
Kommunikationsberatung Richard Schütze Consult.
Der Rechtsanwalt hat sich in zahlreichen
Publikationen und Medien als Autor und
Interviewgast mit dem Image von Politikern
beschäftigt. Als Horst Köhler am 31. Mai 2010 als
Bundespräsident zurücktrat, prognostizierte der PR-
Berater die Kandidatur von Christian Wulff.

Zuletzt aktualisiert am 15.08.2011

Richard Schütze

von Richard Schütze - 18.05.2012

ENTLASSUNG VON NORBERT RÖTTGEN

K OLU M NE

Chaostage in Berlin

Wechsel an der Spitze der CDU sind nichts
Ungewöhnliches. Die Kanzlerin hat es aber
verpasst, nach der Entlassung Röttgens der
Koalition neuen Atem einzuhauchen.

von Richard Schütze - 14.05.2012

ROT-GRÜN NACH DER NRW-WAHL

K OLU M NE

Die rote Mutti

Hannelore Kraft ist die strahlende Siegerin der
Wahl in NRW. Während der CDU ein Masterplan
fehlt und die Liberalen bei der Union wildern, hat
es die SPD geschafft, mit ihrem Thema soziale
Gerechtigkeit glaubwürdig zu bleiben.

4

von Richard Schütze - 07.05.2012

WAHLEN IN FRANKREICH, GRIECHENLAND UND SCHLESWIG-
HOLSTEIN.

K OLU M NE

Europa wählt Wachstum

Frankreich hat einen neuen Präsidenten,
Griechenland hat ein neues Parlament und in
Schleswig-Holstein sieht alles nach „Dänen-
Ampel“. Drei Lehren lassen sich aus den Wahlen
ziehen.

2

von Richard Schütze - 30.04.2012

DER STREIT UM DAS BETREUUNGSGELD

K OLU M NE

Kampf der Eltern

In der Regierung und zwischen den Parteien wird
gestritten wie selten: Der Zankapfel ist das
Betreuungsgeld. Eine Spurensuche.

3

von Richard Schütze - 23.04.2012

FRANKREICH NACH DEM ERSTEN WAHLGANG

K OLU M NE

Gewitterwolken über Paris

Die Franzosen mögen den blassen Hollande nicht
verehren – gegen Sarkozy konnte er sich dennoch
vorerst durchsetzen. Für die Kanzlerin bedeutet
sein Erfolg zukünftigen Ärger.

von Richard Schütze - 16.04.2012

DER STAAT MISSTRAUT DEN BÜRGERN

K OLU M NE

Die Steuer-Fritzen

Die Einnahmen des Staates steigen, die Belastung
der Bürger wird aber nicht geringer. Denn: Der
Staat misstraut seinen Bürgern – an den mittel-
und langfristigen Projekten wird er sich also wohl
oder übel monetär beteiligen müssen. Opposition
ist nicht in Sicht.

1

von Richard Schütze - 09.04.2012

DEUTSCH-SCHWEIZER STEUERSTREIT

K OLU M NE

Friedensmarsch statt Kriegszug

Endlich einmal zuschlagen, den ganzen Frust
abreagieren und dabei auch noch etwas für die
Gerechtigkeit tun. Klassenkeile für die Kleinen, die
mitten in Europa immer den Außenseiter spielen.
Und sich dabei noch unverschämt die Taschen
beziehungsweise Konten vollmachen.

von Richard Schütze - 02.04.2012

ZEITALTER DES SOZIALDEMOKRATISMUS

K OLU M NE

Zu wenig, zu spät

Die SPD-Troika versucht sich an einer Vision des
demokratiekonformen Marktes – und bleibt damit
hinter den Taten der Kanzlerin zurück.

von Richard Schütze - 26.03.2012

DIE BRENZLIGE LAGE IN IRAN

K OLU M NE

Krieg ante Portas

Der Iran ist und bleibt gefährlich – Krieg nicht
ausgeschlossen. Doch die militärische Variante ist
alles andere als ausgemacht; bleibt die Diplomatie.
Und hier könnte die EU eine entscheidende Rolle
spielen.

7
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Entschlossener Blick, die schmalen Lippen mit den Mundwinkeln nach
unten gezogen. Der Mann ist auf Angriff gepolt. Er weiß: Ab sofort
muss er zu allen möglichen Themen Profundes äußern, natürlich zur
Energiewende, aber auch zur Frauenquote, zur Homo-Ehe und zum
iranischen Atomprogramm. Da aber lauern verminte Felder, auf denen
flotte Sprüche, unduldsame Ruppigkeit und ein leicht zynischer
Sarkasmus Rohrkrepierer zünden können. In diesem Gelände ist er
wenig bewandert und zu Hause; hier kann er bislang kaum etwas
vorweisen und aufbieten.

Bis heute leidet das linke Lager

Denn sein Geläuf ist die Finanzwirtschaft. Deshalb stellt die SPD-
Führung Peer Steinbrück für das Duell mit Kanzlerin Angela Merkel
auf. Getreu dem Wahlkampfmotto des ehemaligen US-Präsidenten Bill
Clinton von 1992: „It’s the economy stupid!“ soll das „gefühlt“ den
alten Kontinent dominierende Euro-Krisenmanagement der
„mächtigsten Frau der Welt“ (Forbes) gekontert werden. Die Suche
nach tiefer gründenden Anschauungen und Lebensmaximen des
Kandidaten aber führt zu den ehemaligen SPD-Kanzlern Gerhard
Schröder und Helmut Schmidt, beide frühe Protegés von Steinbrücks
Kandidatur.

Schröder hat die Sozialdemokratie zum Sozialrealismus gezwungen.
Nach seinen gemeinsam mit dem ebenfalls ehemaligen SPD-
Ministerpräsidenten Hans Eichel, dem direkten Vorgänger von
Steinbrück im Amt des Finanzministers, begangenen Fehlern der
Aufnahme Griechenlands in den Euro und des Bruchs des
Maastrichter Euro-Stabilitätsvertrags, konvertierte er in seiner zweiten
Legislaturperiode zu einer Konsolidierungspolitik, die mit der Agenda
2010 und den Hartz-Gesetzen Deutschland fit für den globalen
Wettbewerb gemacht hat. Zugleich bedeutete der rabiate Abschied von
sozialromantischen Träumereien das endgültige Zerwürfnis des SPD-
Kanzlers Schröder mit seinem ersten Finanzminister Oskar Lafontaine,
der den SPD-Parteivorsitz hin- und wegwarf und mit der Übernahme
des Parteivorsitzes der SED-Nachfolgepartei Die Linke die
Sozialdemokratie traumatisierte.

Bis heute leidet das sogenannte linke Lager an diesem Schisma, das
durch die Kandidatur Steinbrücks noch vertieft wird. Lafontaines
Lebensgefährtin, die stellvertretende Fraktionsvorsitzende der
Linkspartei Sahra Wagenknecht, sieht denn auch in Steinbrücks
Kanzlerkandidatur „den Offenbarungseid“ der SPD. Eine
Regierungsmehrheit könnte Steinbrück also nur mit einem unverhofft
großen Zulauf zu rot-grün oder mit einer Ampelkoalition mit den
Grünen und der noch sperrigen FDP hinbekommen; denn eine
erneute Juniorrolle in einer große Koalition mit der Union unter
Merkels Führung hat er kategorisch ausgeschlossen. Dass das Ende
von Schröders Kanzlerschaft ausgerechnet durch Steinbrücks
fulminante Niederlage im Landtagswahlkampf 2005 in NRW eingeleitet
wurde, ist eine ironische, aber auch entlarvende Fußnote der
Geschichte.

Macher ohne Vision

Denn beide Politiker sind pragmatisch gestaltende Macher ohne eine
gesellschaftspolitisch über einen mittelfristigen Horizont hinaus
tragende Vision. Nüchternheit und Vernunft prägen auch die
Weltanschauung von Helmut Schmidt, der sich als Ex-Kanzler größter
Beliebtheit „bei den Deutschen“ erfreut und als Weltökonom gerühmt
wird. Der Hanseat Schmidt hatte als erster seinen mit ihm
befreundeten und ebenfalls in Hamburg gebürtigen Schachpartner
Steinbrück als Kanzlerkandidat ausgerufen und medial in Szene
gesetzt. Steinbrücks Schnodderigkeit und sein bisweilen raubeiniger
Umgang auch im internationalen Rahmen erinnert an des Altkanzlers
‚Kriegsnamen’ „Schmidt Schnauze“. Hier haben sich zwei gefunden,
die aus gleichem Holz geschnitzt sind und auch international gern
einmal austeilen. Während Schmidt in seiner Ära die US-Präsidenten
Jimmy Carter und auch Ronald Reagan auf ökonomischem Feld
besserwisserisch nervte und nur mit Gerald Ford zurecht kam, rüffelte
Steinbrück als Finanzminister im Steuerstreit 2009 die Schweiz und
drohte ihr den Einsatz der „Kavallerie“ an.

Wie bei Schröder ist auch Schmidts Kanzlerschaft an der eigenen Partei
gescheitert. Schmidts Trauma ist die „fabrikmäßige Ermordung“ von
sechs Millionen Juden während des zweiten Weltkriegs durch Deutsche
in Europa und dies „vorwiegend auf polnischem Boden“. Diese
Katastrophe bestimmt sogar das Gottesbild des Altkanzlers; Schmidt hat
seinem Gott das Zulassen von Auschwitz und damit die bitterste
Konsequenz der Akzeptanz der menschlichen Freiheit, grausamstes
Unrecht zu begehen, nicht verziehen. Aus dieser Tragödie der
deutschen Geschichte zieht Schmidt eine Reihe weiterer
Schlussfolgerungen: Die Deutschen würden auch in der dritten und
vierten Nachfolgegeneration aufgrund dieser Bürde eine besondere
Verantwortung für Europa tragen müssen, wenn sie nicht wieder im
Zentrum des Kontinents neue Unruhe stiften und ihre Nachbarvölker
in Befürchtungen stürzen wollten. Kanzlerin Merkel solle sich
„weniger wichtig nehmen“ und Europa nicht „nationalegoistisch“ zu
dominieren versuchen. Auch das Bundesverfassungsgericht möge sich
einsichtig zeigen und in seinen Urteilen nicht allein das deutsche
Interesse und Grundgesetz in einen zu engen Blick nehmen.

Bislang, konstatiert Schmidt, hätten die Deutschen „noch keinen
einzigen Pfennig“ für die Rettung des Euro zahlen müssen. Zugleich
sieht der Altkanzler Europa aufgrund der demografischen Entwicklung
mit einer schrumpfenden Bevölkerung in allen Mitgliedsstaaten der
Europäischen Union schon in wenigen Jahren an die Peripherie der
Weltökonomie und –politik gedrängt und darin ein sehr gewichtiges
Problem.

Quadratur des Kreises

Für Steinbrück bedeutet dieses Szenario, dass er die Quadratur des
Kreises bewältigen muss. Während Schmidt sich der europäischen Idee
nur aus im Kantschen Sinn vernunftgemäßer „Einsicht“ nähert und
einer beispielsweise dem Pfälzer „Kanzler der Einheit und Ehrenbürger
Europas“ Helmut Kohl eigenen „Begeisterung“ sehr skeptisch
gegenüber steht, muss Steinbrück aber nüchterne Kalkulation und
politische Vision zusammen bringen, um dem ebenfalls eher
pragmatisch-sachorientierten Politikstil Merkels Paroli zu bieten. Mit
seinem Bankenpapier hat er auch das Thema Soziale Gerechtigkeit
intoniert. An dieser Leitidee aber kann er scheitern, wenn er die Linken
in seiner Partei nicht mitzunehmen und deren Forderungen
auszutarieren und auch auszuhalten vermag. Die Ambitionen der
Linken in der SPD aber werden in seiner Wahrnehmung wieder ein
Fass mit vielen unfinanzierbaren Begehrlichkeiten öffnen, das der
Ökonom Steinbrück gern verschlossen halten möchte. Durch den
Erfolg des Sozialstaats habe die Sozialdemokratie ihre Idee aber
eingebüßt und leider bislang keine neue gefunden, hatte er selbst noch
im April 2012 geunkt. Den Rest an sozialpolitischen Ideen hat sich die
CDU unter Merkel sowieso schon angeeignet. Nun fehlen dem
Kandidat ein gesellschaftliches und zudem für eine rot-grüne
Verbindung geeignet erscheinendes Projekt und eine eigene Vision,
aus der sich seine Mission ableiten ließe. Die SPD und deren zunächst
verstummte Linke werden versuchen, ihm ein Programm zu
schneidern, das ihn zu zermürben geeignet ist und den Keim seines
Scheiterns gleich zu Beginn beinhalten kann.

So wird der Wahlkampf auch deshalb spannend, weil mit Merkel und
Steinbrück zwei Kandidaten aufeinander treffen, die auf die gleiche
Münze geprägt sind und zwei Seiten einer Medaille spiegeln. Ein
nordwestdeutscher Pragmatiker trifft als kantiges Rauhbein mit
Schnauze auf eine nordostdeutsche Sphinx mit diplomatischer
Geschmeidigkeit.

Lesen Sie auch die letzte Kolumne von Richard Schütze: Der Teufel
übertreibt

Mehr zum Thema: Spd, Helmut-schmidt, Wahlkampf

L E S E R B R I E F EL E S E R B R I E F E

ABSCHICKEN

A U S  D E RA U S  D E R
K O L U M N EK O L U M N E

SCHÜTZENAGENDA

Kandidat sucht Vision
Peer Steinbrück soll es für die SPD im kommenden Wahlkampf richten.
Allerdings könnte das politische Raubein bereits daran scheitern, seine
eigene Partei mitzunehmen.

CC-by Dirk Vorderstraße

Richard Schütze
Seit mehr als 30 Jahren nehmen Akteure
aus Politik und Wirtschaft seine Expertise
als Medienmanager und
Kommunikationstrainer in Anspruch.
Richard Schütze ist Geschäftsführer der
Berliner Politik- und
Kommunikationsberatung Richard Schütze
Consult. Der Rechtsanwalt hat sich in
zahlreichen Publikationen und Medien als
Autor und Interviewgast mit dem Image
von Politikern beschäftigt. Als Horst Köhler
am 31. Mai 2010 als Bundespräsident
zurücktrat, prognostizierte der PR-Berater
die Kandidatur von Christian Wulff.
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K OLU M NE
ABSCHAFFUNG DER
KIRCHENSTEUER

Gott und Geld

von Alexander Görlach

Die sogenannte
Kirchensteuer ist eine
Unverschämtheit. In
ihrer deutschen Form
muss sie abgeschafft
werden. An ihre Stelle
müssen flexible
Mitgliedsbeiträge treten.
weiterlesen

K OLU M NE
OBAMAS LIBYEN-DEBAKEL

Das Schweigen des O.

von Jennifer Nathalie

Pyka

Barack Obama scheute
sich zu lange, das Wort
„Terrorismus“ in den
Mund zu nehmen.
Stattdessen verharmlost
er lieber den real
existierenden Terror.
weiterlesen

GE S PR ÄCH
DIE WELT IN 100 JAHREN

„In 100 Jahren ist das

Internet ein alter Hut“

von Vinton Cerf

Vint Cerf ist einer der
Väter des Internets.
Heute ist er
Vizepräsident von
Google und
verantwortlich für die
Technologien von
morgen. Weltregierung,
Reisen nach Alpha
Centauri... weiterlesen

K OLU M NE
ERLEBNISSE AUS DEM
NIEMANDSLAND DER
SERVICE-ÖKONOMIE

Kundendienst als

Foltermethode

von Gunnar Sohn

Nein, hier werden Sie
nicht geholfen.
Willkommen in der
Folterkammer namens
deutscher Kundendienst.
Schaltet die Hotline doch
lieber gleich ab!
weiterlesen

K OM M E NTAR
ULTRAS UND VERBÄNDE IM
FUSSBALL

Die Kurve brennt

von Michael Grüber

Pyrotechnik ist die
heilige Kuh der Debatte
um Fangewalt. Obwohl
Ultras konkrete
Konzepte zur
Legalisierung vorgelegt
haben, lehnt der DFB
den Dialog ab – und die
Medien dämoni...
weiterlesen

GE S PONS E R TE
K OLU M NE
ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN
NEUER UND ALTER
WIRTSCHAFT

Neue Wertschöpfungen

von Alexander Görlach

Egal, ob man in den
Medien, im
Schuhversand oder in
einem Restaurant
arbeitet: Start-ups und
klassische Wirtschaft
begegnen sich überall.
Zeit, wirklich zusammen
zu arbeiten. weiterlesen
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„Die Linke hatte schon immer Unrecht.“ Silvio Berlusconi

01.10.2012 0 TwitternTwittern 0

von Richard Schütze

01.10.2012

Proteste gegen
Mohammed-
Video

Die Proteste gegen das
islamfeindliche Video
namens Unschuld der
Muslime machen vor
allem eines deutlich –
wir brauchen einen viel
tieferen Dialog über das
Verhältnis von Religion
und säkularem Staat.

1

von Richard
Schütze
24.09.2012

Führungswechsel
bei der
Gesamtmetall

Rainer Dulger folgt auf
Martin Kannegiesser als
neuer
Gesamtmetallpräsident.
Auf den Neuen wartet
ein Mammut-Projekt,
bei dem er an alte
Erfolge anknüpfen
muss.

von Richard
Schütze
17.09.2012

Ursula von der
Leyen und die
Kanzlerin

Noch ist Ursula von der
Leyen eine loyale
Zuarbeiterin für Angela
Merkel – der Streit um
die Renten wird
entscheiden, ob das so
bleibt.

1

von Richard
Schütze
10.09.2012

A D V E R T O R I A LA D V E R T O R I A L

VODAFONE POLITIKDIALOG

Jugendschutz per App

"Eltern über Möglichkeiten zum
Jugendschutz informieren!"

Wie jungen Menschen die sichere Nutzung von
Internet und Mobilfunk ermöglicht werden kann,
ist ein wichtiges Thema für Vodafone und den
rheinland-pfälzischen Ministerpräsidenten Kurt
Beck. weiterlesen

von Politikdialog

DE B ATTE

FANS UND FUSSBALLVERBÄNDE

Fans und Fußballverbände

Das Stehplatzverbot in deutschen Stadien basiert
auf einer falschen Rechnung. Statt das Problem
der Fangewalt zu lösen, werden Fans bestimmter
Einkommensgruppen verdrängt. weiterlesen

1

von Martin Gerster
27.09.2012

STEINBRÜCK ANGEBLICH KANZLERKANDIDAT DER SPD

K OLU M NE

K wie Steinbrück

Peer Steinbrück soll Kanzler können. Darüber ist
sich die SPD angeblich vorzeitig einig geworden.
Er ist der Kandidat der zwei Gesichter:
aussichtsreich und gefährlich zugleich. weiterlesen

1

von Sebastian Pfeffer
21.09.2012

DE B ATTE

ARMUTSBERICHT FÜR DEUTSCHLAND

Armutsbericht für
Deutschland

Die Armen werden ärmer, die Reichen reicher.
Aber wenn SPD und Grüne heute nach sozialer
Gerechtigkeit rufen, sollten sie erst einmal ehrlich
mit ihrer eigenen Vergangenheit umgehen.
weiterlesen

1

von Michael Hartmann
21.09.2012
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Seit vergangener Woche ziehen sie wieder durchs Land und vom
Leder. Angeführt von dem promovierten Erziehungswissenschaftler
Ulrich Schneider ist ein Heer von besorgten Sozialkümmerern
unterwegs, die überall im Land grassierende Armut aufzudecken und
die Verelendung der Massen anzuprangern. Mit rabiater Rhetorik und
ungestümem Durchsetzungsvermögen schafft es der markant
auftretende Hauptgeschäftsführer des Deutschen Paritätischen
Wohlfahrtsverbands, neben der Caritas und dem Deutschen Roten
Kreuz einer der sechs Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege, in
jede Talkrunde und auf alle Bühnen. Längst hat der Mann mit den
auffälligen Koteletten in Sachen Sozialpessimismus Gewerkschaftern
wie ver.di-Chef Frank Bsirske den Rang abgelaufen; der DGB muss
schon seine ehemalige stellvertretende Vorsitzende Ursula Engelen-
Käfer aus der Vergangenheit zurück holen, um dem Jammer über die
prekären Zustände halbwegs eine durchdringende Stimme zu
verleihen. Auch der grünen Frontfrau und Kirchensynodalin Katrin
Göring-Eckardt oder der dogmatischen Rosa Luxemburg alias der in
gutsituierten Verhältnissen lebenden Sahra Wagenknecht von der
Linkspartei bleibt nur das Hinterherklappern mit Vorwürfen und
Forderungen bei der vehement geführten Schlacht mit verwirrenden
Statistiken im Dschungel von Zahlen, Daten und Fakten. Wahlkrampf
im Parlament und auf allen Kanälen.

Die Schere zwischen den Einkommen verringern

Der Schweizer Volksentscheid zum Verbot opulenter Antrittsgelder und
voluminöser Abfindungen und die EU-Initiative zur Begrenzung von
exorbitanten Managergehältern und Boni befeuern die auch in
Deutschland entbrannte Debatte über die ungleiche Verteilung von
Einkommen und Vermögen mit zusätzlichem Zunder. Gewaltig hoch
schlagen lässt die Flammen der Empörung der auf Drängen des mit
neuem Selbstvertrauen wiedergewählten FDP-Chefs Philipp Rösler in
einigen Passagen veränderte „Armuts- und Reichtumsbericht“ der
Bundesregierung. Die Kritik bezichtigt die Regierung der Fälschung
und Schönfärberei. In der Sache geht es bei den beanstandeten
Formulierungen um die Deutungshoheit in der Sozialpolitik durch
eine parteiliche Bewertung der Statistik. Damit im Zusammenhang
steht die Frage, ob sich die Nation mit der hierzulande aufgestellten
Definition von „relativer Armut“ und Bedürftigkeit respektive
Mindestbedarf selbst arm rechnet und bei jeder Tariflohnerhöhung
nicht etwa reicher, sondern nach den sich daraus ergebenden
Durchschnittswerten sogar noch ärmer wird. Mitten in diesen
sozialpolitischen Flächenbrand hinein fallen der zehnte Jahrestag der
„Agenda 2010“ und die Hartz-Gesetzgebung des letzten
sozialdemokratischen Kanzlers Gerhard Schröder.

Doch in jedem Land der Welt gibt es mehr oder weniger krasse
Vermögens- und Eigentumsverhältnisse und fast überall ist es so, dass
ein kleiner Teil der Bevölkerung, die sogenannten oberen zehn
Prozent, am meisten Kapital, Grund und Boden besitzen. In den
sozialistisch und totalitär oder den postsozialistisch autokratisch
regierten Ländern dürfte die jeweilige Nomenklatura mit ihren Clans
mindestens ebenso viel Besitz angehäuft haben wie in den USA, wo gar
ein Prozent der Bevölkerung nahezu 24 Prozent der Einkommen auf
sich vereint. Den Unterschied macht, dass in demokratisch verfassten
Gesellschaften dann, wenn das Fass überläuft und krasse
Ungleichheiten und eine ungerechte Privilegierung nicht mehr
akzeptiert werden, eine breite Diskussion aufbrechen und
Veränderungen Platz greifen können.

Die Debatte sollte aber ehrlich geführt und auf eine Manipulation des
Publikums verzichtet werden. Horrorszenarien wirken genauso
überzogen und unglaubwürdig wie der untaugliche Versuch von
Wirtschaftsminister Rösler, die sehr unterschiedlichen Besitzstände
zwischen einer immer eher kleinen und sehr wohlhabenden
Oberschicht im Verhältnis zu dem zu allerlei Leistungen für das
Gemeinwesen herangezogenen Mittelstand und der auf Hilfen vieler
Art angewiesenen sozialen Unterschicht zu minimieren.

Denn auch in der kalten Jahreszeit ist sie in U-Bahnschächten,
Bahnhöfen und Flughäfen, aber auch in den Schalterhallen, in denen
die Banken Geldautomaten für ihre Kunden aufstellen, ebenso präsent
wie werktäglich auf den großen Einkaufsstraßen und vor den
wärmenden Türschleusen der Kaufhäuser oder Sonntags vor den
Pforten der Kirchen: Die alltägliche Armut in unseren Großstädten.
Zerlumpt gekleidete Menschen durchstöbern mit leeren Blicken
Papierkörbe und Müllcontainer nach Ess- oder sonst Verwertbarem
und betteln Passanten um ein paar Cent an. Richtig ist, dass das in
Deutschland kein Massenphänomen ist und dass aber neben den
statistisch nur schwer erfassbaren Obdachlosen immerhin 23 Prozent
der Beschäftigten hierzulande im sogenannten Niedriglohnsektor, also
für maximal 10,37 Euro pro Stunde, arbeiten. Ein solches Einkommen
allein reicht oft für den Lebensunterhalt nicht aus. 1,4 Millionen
Menschen, die in Teilzeit arbeiten oder nur geringfügig beschäftigt
sind, müssen deshalb ihren Lohn mit Zuschüssen aus staatlichen
Sozialbudgets aufstocken. Bei rund 3 Millionen registrierten
Arbeitslosen und 4,4 Millionen Beziehern von Arbeitslosengeld II
stimmt auch, dass jeder zweite aus Hartz IV auf einen Arbeitsplatz
Vermittelte nach einem Jahr wieder zurück fällt in die Arbeitslosigkeit.
Dieser von Schneider als „Drehtüreffekt“ gegeißelte Umstand ändert
allerdings nichts an der Tatsache, dass es für den schwierigen Weg aus
der Arbeitslosigkeit zurück in eine sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung auch via instabile Jobs keine vernünftige Alternative gibt.
Die stupide Ansicht der von Frank Plasberg in seiner Talkshow „hart
aber fair“ (ARD, 4. März) präsentierten Dame im Pelz aus dem noblen
Düsseldorf-Oberkassel, Hartz IV-Empfänger seien vornehmlich „faul“,
wirkt da in der erregt geführten Debatte wie ein Brandbeschleuniger.

Zugleich stimmt allerdings auch, dass die Erwerbsquote in Deutschland
im Jahr 2011 mit 77 Prozent oder 41,6 Millionen Beschäftigten den
höchsten Wert seit der Wiedervereinigung darstellt. Der ehemalige
Arbeits- und Wirtschaftsminister Wolfgang Clement hat Recht, wenn er
in Deutschland als dem bevölkerungsreichsten Land in der EU, einen
„Wachstums- und Jobmotor“ und Hort der wirtschaftlichen Stabilität
und Prosperität sieht. Die Unternehmen als Arbeitgeber und die
Gewerkschaften als Gegen- und Ordnungsmacht haben als
Sozialpartner über eine Dekade hinweg mit Augenmaß und großer
Verantwortung sichergestellt, dass die Banken- und Finanzkrise der
Jahre 2008 und 2009 sich nicht zu einer nachhaltigen Wirtschafts- und
Beschäftigungskrise ausgewachsen und dass die aktuelle Euro-
Staatsschuldenkrise bislang noch keine sozialen Verwerfungen
gezeitigt hat. Ein Arbeits- oder Teilzeitarbeitsplatz, auch eine
geringfügige Beschäftigung oder Arbeit bei einem
Zeitarbeitsunternehmen, hat sich als der sicherste Weg zum Einstieg in
eine dauerhaft geregelte Erwerbsarbeit mit einem eigenständig
erworbenen Einkommen und damit für viele auch einer
umfassenderen Teilhabe am gesellschaftlichen Leben erwiesen. Die
nun branchenübergreifend sich abzeichnenden Tariferhöhungen
tragen dazu bei, die Schere zwischen hohen und niedrigen
Einkommen zu verringern.

Ethos des Forderns

Der Staat kann aber weder das Glück auf Erden noch eine vollkommen
gerechte oder gar gleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen
herstellen und gewährleisten. Die Forderung nach immer mehr
Umverteilung und eine weitere Aufblähung der Sozialbudgets würde
den Sozialstaat, vor allem aber die ihn finanzierenden Bürger
überfordern. Sozialfunktionäre wie Schneider leben von diesem „Ethos
des Forderns“, das sich einst die alte ÖTV-Gewerkschaft angeeignet und
1973 eine Lohnerhöhung von 11 Prozent durchgesetzt und damit den
Staat in die Knie gezwungen hatte. Wünschenswert ist auch bei den
Sozialfunktionären ein Sozialrealismus, bei dem neben aller
berechtigten Kritik die grandiosen Leistungen von Staat, Wirtschaft und
den steuerzahlenden Bürgern anerkannt werden. Nur so bleiben sie
mit ihren Anliegen glaubwürdig.

Lesen Sie auch die letzte Kolumne von Richard Schütze: Der Besserwisser

Mehr zum Thema: Schweiz, Volksabstimmung, Einkommen
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SCHÜTZENAGENDA

Auf dem Teppich bleiben
Nicht erst seit dem Schweizer Volksentscheid wird die Debatte um
Einkommensgerechtigkeit erregt geführt. Doch immer mehr
Umverteilung würde den Staat überfordern.

 Tax Credits

Richard Schütze
Seit mehr als 30 Jahren nehmen Akteure
aus Politik und Wirtschaft seine Expertise
als Medienmanager und
Kommunikationstrainer in Anspruch.
Richard Schütze ist Geschäftsführer der
Berliner Politik- und
Kommunikationsberatung Richard Schütze
Consult. Der Rechtsanwalt hat sich in
zahlreichen Publikationen und Medien als
Autor und Interviewgast mit dem Image
von Politikern beschäftigt. Als Horst Köhler
am 31. Mai 2010 als Bundespräsident
zurücktrat, prognostizierte der PR-Berater
die Kandidatur von Christian Wulff.
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K OLU M NE
GENDERGERECHTE SPRACHE
UND DER BUNDESPRÄSIDENT

Nie wieder weibliche

Furore

von Birgit Kelle

Die gendergerechte
Sprachpolizei hat wieder
zugeschlagen. Diesmal
muss der
Bundespräsident dran
glauben. Zum
internationalen
Weltfrauentag steht fest:
Die Welt nach dem
#aufsch... weiterlesen

K OLU M NE
SEXISMUS AUF SCHLOSS
BELLEVUE

Gauck und die sieben

Zwerginnen

von Jennifer Nathalie

Pyka

Auf #aufschrei folgt
#tugendfuror:
Feministinnen sind
erschüttert, weil Joachim
Gauck eine andere
Meinung vertritt und
fordern umgehende
Besserung. Über das
feministische Freih...
weiterlesen

K OM M E NTAR
MACHTFAKTOR SEX

Auf der dunklen Seite

des Bettes

von Johannes Musial

Sex sei Spaß, finden die
Werbung und das
Fernsehen. Doch das ist
nur die halbe Wahrheit.
Gesellschaft und Staat
kontrollieren die
Sexualität. Dabei geht es
vor allem um eins: M...
weiterlesen

K OLU M NE
DIE BIG-DATA-AUSWERTUNG
IM INTERNET

Das Big-Data-Komplott

von Gunnar Sohn

Big Data wird unsere
Spuren im Netz
aufspüren und uns
Menschen denunzieren.
Es ist ein
Datenverbrechen mit
Maschinen, welche die
Welt vermessen.
weiterlesen

GE S PR ÄCH
DAS TRANSATLANTISCHE
VERHÄLTNIS

„Washington muss

seine internen

Querelen lösen“

mit Philip Murphy

Das 21. Jahrhundert
werde ein pazifisches
Jahrhundert, so die
ehem. US-
Außenministerin
Clinton. Im Gespräch
mit Martin Eiermann
und Florian
Guckelsberger erklärt der
US-Botscha... weiterlesen

GE S PONS E R TE
K OLU M NE
ANGELA MERKEL TRIFFT DIE
START-UP-INDUSTRIE

Chefsache Internet

von Alexander Görlach

Die Kanzlerin und die
Start-up-Industrie lernen
sich langsam kennen. So
positiv das Signal aber
auch ist, der Besuch beim
Branchentreffen zeigt,
dass es noch ein langer
Weg zu ... weiterlesen
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DAS DEBATTEN-MAGAZIN

„Ideen brauchen keine Waffen, wenn sie die großen Massen
überzeugen können.“ Fidel Castro

11.03.2013 0 TwitternTwittern 0Gefällt mir 0

von Richard Schütze

11.03.2013

Gefällt mir 0

Der
Besserwisser

Peer Steinbrück kann
ein Wünsch-Dir-was-
Programm für
jedermann aufbieten.
Der Wähler muss sich
entscheiden zwischen
vorläufigem Auf-Sicht-
Fahren und es besser
wissen.

4

von Richard
Schütze
04.03.2013

Der gerechte
Lohn

Wie viel darf ein Top-
Manager verdienen?
Der Fall des
scheidenden Novartis-
Präsidenten Daniel
Vasella zeigt, dass die
ganz großen Exzesse
nicht mehr geduldet
werden. Und dass es
Alternativen gibt.

3

von Richard
Schütze
25.02.2013

Der Wandel
der
Talkshowzeiten

Mit den Talkshows
haben sich auch die
Anforderungen an Gast
und Moderator
verändert. Der Besuch
beim Polit-Talker muss
heute gut durchdacht
sein.

1

von Richard
Schütze
18.02.2013

A D V E R T O R I A L

VODAFONE POLITIKDIALOG

Zeit spenden mit der App von
betterplace.org

Weltverbessern mit dem Smartphone

Der Fokus von betterplace.org lag in den
vergangenen Jahren vor allem auf Geldspenden.
In Zukunft sollen die User aber auch Zeit spenden
können. weiterlesen

von Politikdialog

DE B ATTE

WEIHNACHTSBESUCH IN DER SCHWEIZ

Nähmed sie äs Gipfeli?

Die Schweiz und Deutschland charakterisieren
gewisse kulturelle Unterschiede. Dies stellt der
Exilschweizer bereits auf dem Weg nach Berlin
fest. Wie frappant die Gegensätze tatsächlich sind,
zeigt... weiterlesen

von Roderick Panchaud
29.12.2012

DE B ATTE

PROMINENTE STEUERFLÜCHTLINGE UND DIE POLITIK

Steuerflucht mit Orden

Steuerflüchtling Franz Beckenbauer sitzt gern bei
Bayern München und fachsimpelt über Fußball,
Gott und die Welt – aber garantiert nicht über
Patriotismus und Anstand. Die bayerische Politik
steckt... weiterlesen

2

von Hugo Müller-Vogg
20.12.2012

DE B ATTE

DAS SCHWEIZER BANKGEHEIMNIS UND DAS
STEUERABKOMMEN

Weg mit dem Bankgeheimnis

Welch Glück, dass das Steuerabkommen
gescheitert ist – für die Schweiz wäre es der falsche
Weg gewesen. Wir Eidgenossen müssen uns
endlich vom Bankgeheimnis verabschieden.
weiterlesen

von Cédric Wermuth
27.11.2012
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Seit vergangener Woche ziehen sie wieder durchs Land und vom
Leder. Angeführt von dem promovierten Erziehungswissenschaftler
Ulrich Schneider ist ein Heer von besorgten Sozialkümmerern
unterwegs, die überall im Land grassierende Armut aufzudecken und
die Verelendung der Massen anzuprangern. Mit rabiater Rhetorik und
ungestümem Durchsetzungsvermögen schafft es der markant
auftretende Hauptgeschäftsführer des Deutschen Paritätischen
Wohlfahrtsverbands, neben der Caritas und dem Deutschen Roten
Kreuz einer der sechs Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege, in
jede Talkrunde und auf alle Bühnen. Längst hat der Mann mit den
auffälligen Koteletten in Sachen Sozialpessimismus Gewerkschaftern
wie ver.di-Chef Frank Bsirske den Rang abgelaufen; der DGB muss
schon seine ehemalige stellvertretende Vorsitzende Ursula Engelen-
Käfer aus der Vergangenheit zurück holen, um dem Jammer über die
prekären Zustände halbwegs eine durchdringende Stimme zu
verleihen. Auch der grünen Frontfrau und Kirchensynodalin Katrin
Göring-Eckardt oder der dogmatischen Rosa Luxemburg alias der in
gutsituierten Verhältnissen lebenden Sahra Wagenknecht von der
Linkspartei bleibt nur das Hinterherklappern mit Vorwürfen und
Forderungen bei der vehement geführten Schlacht mit verwirrenden
Statistiken im Dschungel von Zahlen, Daten und Fakten. Wahlkrampf
im Parlament und auf allen Kanälen.

Die Schere zwischen den Einkommen verringern

Der Schweizer Volksentscheid zum Verbot opulenter Antrittsgelder und
voluminöser Abfindungen und die EU-Initiative zur Begrenzung von
exorbitanten Managergehältern und Boni befeuern die auch in
Deutschland entbrannte Debatte über die ungleiche Verteilung von
Einkommen und Vermögen mit zusätzlichem Zunder. Gewaltig hoch
schlagen lässt die Flammen der Empörung der auf Drängen des mit
neuem Selbstvertrauen wiedergewählten FDP-Chefs Philipp Rösler in
einigen Passagen veränderte „Armuts- und Reichtumsbericht“ der
Bundesregierung. Die Kritik bezichtigt die Regierung der Fälschung
und Schönfärberei. In der Sache geht es bei den beanstandeten
Formulierungen um die Deutungshoheit in der Sozialpolitik durch
eine parteiliche Bewertung der Statistik. Damit im Zusammenhang
steht die Frage, ob sich die Nation mit der hierzulande aufgestellten
Definition von „relativer Armut“ und Bedürftigkeit respektive
Mindestbedarf selbst arm rechnet und bei jeder Tariflohnerhöhung
nicht etwa reicher, sondern nach den sich daraus ergebenden
Durchschnittswerten sogar noch ärmer wird. Mitten in diesen
sozialpolitischen Flächenbrand hinein fallen der zehnte Jahrestag der
„Agenda 2010“ und die Hartz-Gesetzgebung des letzten
sozialdemokratischen Kanzlers Gerhard Schröder.

Doch in jedem Land der Welt gibt es mehr oder weniger krasse
Vermögens- und Eigentumsverhältnisse und fast überall ist es so, dass
ein kleiner Teil der Bevölkerung, die sogenannten oberen zehn
Prozent, am meisten Kapital, Grund und Boden besitzen. In den
sozialistisch und totalitär oder den postsozialistisch autokratisch
regierten Ländern dürfte die jeweilige Nomenklatura mit ihren Clans
mindestens ebenso viel Besitz angehäuft haben wie in den USA, wo gar
ein Prozent der Bevölkerung nahezu 24 Prozent der Einkommen auf
sich vereint. Den Unterschied macht, dass in demokratisch verfassten
Gesellschaften dann, wenn das Fass überläuft und krasse
Ungleichheiten und eine ungerechte Privilegierung nicht mehr
akzeptiert werden, eine breite Diskussion aufbrechen und
Veränderungen Platz greifen können.

Die Debatte sollte aber ehrlich geführt und auf eine Manipulation des
Publikums verzichtet werden. Horrorszenarien wirken genauso
überzogen und unglaubwürdig wie der untaugliche Versuch von
Wirtschaftsminister Rösler, die sehr unterschiedlichen Besitzstände
zwischen einer immer eher kleinen und sehr wohlhabenden
Oberschicht im Verhältnis zu dem zu allerlei Leistungen für das
Gemeinwesen herangezogenen Mittelstand und der auf Hilfen vieler
Art angewiesenen sozialen Unterschicht zu minimieren.

Denn auch in der kalten Jahreszeit ist sie in U-Bahnschächten,
Bahnhöfen und Flughäfen, aber auch in den Schalterhallen, in denen
die Banken Geldautomaten für ihre Kunden aufstellen, ebenso präsent
wie werktäglich auf den großen Einkaufsstraßen und vor den
wärmenden Türschleusen der Kaufhäuser oder Sonntags vor den
Pforten der Kirchen: Die alltägliche Armut in unseren Großstädten.
Zerlumpt gekleidete Menschen durchstöbern mit leeren Blicken
Papierkörbe und Müllcontainer nach Ess- oder sonst Verwertbarem
und betteln Passanten um ein paar Cent an. Richtig ist, dass das in
Deutschland kein Massenphänomen ist und dass aber neben den
statistisch nur schwer erfassbaren Obdachlosen immerhin 23 Prozent
der Beschäftigten hierzulande im sogenannten Niedriglohnsektor, also
für maximal 10,37 Euro pro Stunde, arbeiten. Ein solches Einkommen
allein reicht oft für den Lebensunterhalt nicht aus. 1,4 Millionen
Menschen, die in Teilzeit arbeiten oder nur geringfügig beschäftigt
sind, müssen deshalb ihren Lohn mit Zuschüssen aus staatlichen
Sozialbudgets aufstocken. Bei rund 3 Millionen registrierten
Arbeitslosen und 4,4 Millionen Beziehern von Arbeitslosengeld II
stimmt auch, dass jeder zweite aus Hartz IV auf einen Arbeitsplatz
Vermittelte nach einem Jahr wieder zurück fällt in die Arbeitslosigkeit.
Dieser von Schneider als „Drehtüreffekt“ gegeißelte Umstand ändert
allerdings nichts an der Tatsache, dass es für den schwierigen Weg aus
der Arbeitslosigkeit zurück in eine sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung auch via instabile Jobs keine vernünftige Alternative gibt.
Die stupide Ansicht der von Frank Plasberg in seiner Talkshow „hart
aber fair“ (ARD, 4. März) präsentierten Dame im Pelz aus dem noblen
Düsseldorf-Oberkassel, Hartz IV-Empfänger seien vornehmlich „faul“,
wirkt da in der erregt geführten Debatte wie ein Brandbeschleuniger.

Zugleich stimmt allerdings auch, dass die Erwerbsquote in Deutschland
im Jahr 2011 mit 77 Prozent oder 41,6 Millionen Beschäftigten den
höchsten Wert seit der Wiedervereinigung darstellt. Der ehemalige
Arbeits- und Wirtschaftsminister Wolfgang Clement hat Recht, wenn er
in Deutschland als dem bevölkerungsreichsten Land in der EU, einen
„Wachstums- und Jobmotor“ und Hort der wirtschaftlichen Stabilität
und Prosperität sieht. Die Unternehmen als Arbeitgeber und die
Gewerkschaften als Gegen- und Ordnungsmacht haben als
Sozialpartner über eine Dekade hinweg mit Augenmaß und großer
Verantwortung sichergestellt, dass die Banken- und Finanzkrise der
Jahre 2008 und 2009 sich nicht zu einer nachhaltigen Wirtschafts- und
Beschäftigungskrise ausgewachsen und dass die aktuelle Euro-
Staatsschuldenkrise bislang noch keine sozialen Verwerfungen
gezeitigt hat. Ein Arbeits- oder Teilzeitarbeitsplatz, auch eine
geringfügige Beschäftigung oder Arbeit bei einem
Zeitarbeitsunternehmen, hat sich als der sicherste Weg zum Einstieg in
eine dauerhaft geregelte Erwerbsarbeit mit einem eigenständig
erworbenen Einkommen und damit für viele auch einer
umfassenderen Teilhabe am gesellschaftlichen Leben erwiesen. Die
nun branchenübergreifend sich abzeichnenden Tariferhöhungen
tragen dazu bei, die Schere zwischen hohen und niedrigen
Einkommen zu verringern.

Ethos des Forderns

Der Staat kann aber weder das Glück auf Erden noch eine vollkommen
gerechte oder gar gleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen
herstellen und gewährleisten. Die Forderung nach immer mehr
Umverteilung und eine weitere Aufblähung der Sozialbudgets würde
den Sozialstaat, vor allem aber die ihn finanzierenden Bürger
überfordern. Sozialfunktionäre wie Schneider leben von diesem „Ethos
des Forderns“, das sich einst die alte ÖTV-Gewerkschaft angeeignet und
1973 eine Lohnerhöhung von 11 Prozent durchgesetzt und damit den
Staat in die Knie gezwungen hatte. Wünschenswert ist auch bei den
Sozialfunktionären ein Sozialrealismus, bei dem neben aller
berechtigten Kritik die grandiosen Leistungen von Staat, Wirtschaft und
den steuerzahlenden Bürgern anerkannt werden. Nur so bleiben sie
mit ihren Anliegen glaubwürdig.

Lesen Sie auch die letzte Kolumne von Richard Schütze: Der Besserwisser

Mehr zum Thema: Schweiz, Volksabstimmung, Einkommen
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Die gendergerechte
Sprachpolizei hat wieder
zugeschlagen. Diesmal
muss der
Bundespräsident dran
glauben. Zum
internationalen
Weltfrauentag steht fest:
Die Welt nach dem
#aufsch... weiterlesen
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Feministinnen sind
erschüttert, weil Joachim
Gauck eine andere
Meinung vertritt und
fordern umgehende
Besserung. Über das
feministische Freih...
weiterlesen
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Auf der dunklen Seite

des Bettes

von Johannes Musial

Sex sei Spaß, finden die
Werbung und das
Fernsehen. Doch das ist
nur die halbe Wahrheit.
Gesellschaft und Staat
kontrollieren die
Sexualität. Dabei geht es
vor allem um eins: M...
weiterlesen

K OLU M NE
DIE BIG-DATA-AUSWERTUNG
IM INTERNET

Das Big-Data-Komplott

von Gunnar Sohn

Big Data wird unsere
Spuren im Netz
aufspüren und uns
Menschen denunzieren.
Es ist ein
Datenverbrechen mit
Maschinen, welche die
Welt vermessen.
weiterlesen
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„Washington muss

seine internen
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mit Philip Murphy

Das 21. Jahrhundert
werde ein pazifisches
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ehem. US-
Außenministerin
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positiv das Signal aber
auch ist, der Besuch beim
Branchentreffen zeigt,
dass es noch ein langer
Weg zu ... weiterlesen
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Die Schweiz und Deutschland charakterisieren
gewisse kulturelle Unterschiede. Dies stellt der
Exilschweizer bereits auf dem Weg nach Berlin
fest. Wie frappant die Gegensätze tatsächlich sind,
zeigt... weiterlesen
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DE B ATTE
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Steuerflucht mit Orden

Steuerflüchtling Franz Beckenbauer sitzt gern bei
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Seit vergangener Woche ziehen sie wieder durchs Land und vom
Leder. Angeführt von dem promovierten Erziehungswissenschaftler
Ulrich Schneider ist ein Heer von besorgten Sozialkümmerern
unterwegs, die überall im Land grassierende Armut aufzudecken und
die Verelendung der Massen anzuprangern. Mit rabiater Rhetorik und
ungestümem Durchsetzungsvermögen schafft es der markant
auftretende Hauptgeschäftsführer des Deutschen Paritätischen
Wohlfahrtsverbands, neben der Caritas und dem Deutschen Roten
Kreuz einer der sechs Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege, in
jede Talkrunde und auf alle Bühnen. Längst hat der Mann mit den
auffälligen Koteletten in Sachen Sozialpessimismus Gewerkschaftern
wie ver.di-Chef Frank Bsirske den Rang abgelaufen; der DGB muss
schon seine ehemalige stellvertretende Vorsitzende Ursula Engelen-
Käfer aus der Vergangenheit zurück holen, um dem Jammer über die
prekären Zustände halbwegs eine durchdringende Stimme zu
verleihen. Auch der grünen Frontfrau und Kirchensynodalin Katrin
Göring-Eckardt oder der dogmatischen Rosa Luxemburg alias der in
gutsituierten Verhältnissen lebenden Sahra Wagenknecht von der
Linkspartei bleibt nur das Hinterherklappern mit Vorwürfen und
Forderungen bei der vehement geführten Schlacht mit verwirrenden
Statistiken im Dschungel von Zahlen, Daten und Fakten. Wahlkrampf
im Parlament und auf allen Kanälen.

Die Schere zwischen den Einkommen verringern

Der Schweizer Volksentscheid zum Verbot opulenter Antrittsgelder und
voluminöser Abfindungen und die EU-Initiative zur Begrenzung von
exorbitanten Managergehältern und Boni befeuern die auch in
Deutschland entbrannte Debatte über die ungleiche Verteilung von
Einkommen und Vermögen mit zusätzlichem Zunder. Gewaltig hoch
schlagen lässt die Flammen der Empörung der auf Drängen des mit
neuem Selbstvertrauen wiedergewählten FDP-Chefs Philipp Rösler in
einigen Passagen veränderte „Armuts- und Reichtumsbericht“ der
Bundesregierung. Die Kritik bezichtigt die Regierung der Fälschung
und Schönfärberei. In der Sache geht es bei den beanstandeten
Formulierungen um die Deutungshoheit in der Sozialpolitik durch
eine parteiliche Bewertung der Statistik. Damit im Zusammenhang
steht die Frage, ob sich die Nation mit der hierzulande aufgestellten
Definition von „relativer Armut“ und Bedürftigkeit respektive
Mindestbedarf selbst arm rechnet und bei jeder Tariflohnerhöhung
nicht etwa reicher, sondern nach den sich daraus ergebenden
Durchschnittswerten sogar noch ärmer wird. Mitten in diesen
sozialpolitischen Flächenbrand hinein fallen der zehnte Jahrestag der
„Agenda 2010“ und die Hartz-Gesetzgebung des letzten
sozialdemokratischen Kanzlers Gerhard Schröder.

Doch in jedem Land der Welt gibt es mehr oder weniger krasse
Vermögens- und Eigentumsverhältnisse und fast überall ist es so, dass
ein kleiner Teil der Bevölkerung, die sogenannten oberen zehn
Prozent, am meisten Kapital, Grund und Boden besitzen. In den
sozialistisch und totalitär oder den postsozialistisch autokratisch
regierten Ländern dürfte die jeweilige Nomenklatura mit ihren Clans
mindestens ebenso viel Besitz angehäuft haben wie in den USA, wo gar
ein Prozent der Bevölkerung nahezu 24 Prozent der Einkommen auf
sich vereint. Den Unterschied macht, dass in demokratisch verfassten
Gesellschaften dann, wenn das Fass überläuft und krasse
Ungleichheiten und eine ungerechte Privilegierung nicht mehr
akzeptiert werden, eine breite Diskussion aufbrechen und
Veränderungen Platz greifen können.

Die Debatte sollte aber ehrlich geführt und auf eine Manipulation des
Publikums verzichtet werden. Horrorszenarien wirken genauso
überzogen und unglaubwürdig wie der untaugliche Versuch von
Wirtschaftsminister Rösler, die sehr unterschiedlichen Besitzstände
zwischen einer immer eher kleinen und sehr wohlhabenden
Oberschicht im Verhältnis zu dem zu allerlei Leistungen für das
Gemeinwesen herangezogenen Mittelstand und der auf Hilfen vieler
Art angewiesenen sozialen Unterschicht zu minimieren.

Denn auch in der kalten Jahreszeit ist sie in U-Bahnschächten,
Bahnhöfen und Flughäfen, aber auch in den Schalterhallen, in denen
die Banken Geldautomaten für ihre Kunden aufstellen, ebenso präsent
wie werktäglich auf den großen Einkaufsstraßen und vor den
wärmenden Türschleusen der Kaufhäuser oder Sonntags vor den
Pforten der Kirchen: Die alltägliche Armut in unseren Großstädten.
Zerlumpt gekleidete Menschen durchstöbern mit leeren Blicken
Papierkörbe und Müllcontainer nach Ess- oder sonst Verwertbarem
und betteln Passanten um ein paar Cent an. Richtig ist, dass das in
Deutschland kein Massenphänomen ist und dass aber neben den
statistisch nur schwer erfassbaren Obdachlosen immerhin 23 Prozent
der Beschäftigten hierzulande im sogenannten Niedriglohnsektor, also
für maximal 10,37 Euro pro Stunde, arbeiten. Ein solches Einkommen
allein reicht oft für den Lebensunterhalt nicht aus. 1,4 Millionen
Menschen, die in Teilzeit arbeiten oder nur geringfügig beschäftigt
sind, müssen deshalb ihren Lohn mit Zuschüssen aus staatlichen
Sozialbudgets aufstocken. Bei rund 3 Millionen registrierten
Arbeitslosen und 4,4 Millionen Beziehern von Arbeitslosengeld II
stimmt auch, dass jeder zweite aus Hartz IV auf einen Arbeitsplatz
Vermittelte nach einem Jahr wieder zurück fällt in die Arbeitslosigkeit.
Dieser von Schneider als „Drehtüreffekt“ gegeißelte Umstand ändert
allerdings nichts an der Tatsache, dass es für den schwierigen Weg aus
der Arbeitslosigkeit zurück in eine sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung auch via instabile Jobs keine vernünftige Alternative gibt.
Die stupide Ansicht der von Frank Plasberg in seiner Talkshow „hart
aber fair“ (ARD, 4. März) präsentierten Dame im Pelz aus dem noblen
Düsseldorf-Oberkassel, Hartz IV-Empfänger seien vornehmlich „faul“,
wirkt da in der erregt geführten Debatte wie ein Brandbeschleuniger.

Zugleich stimmt allerdings auch, dass die Erwerbsquote in Deutschland
im Jahr 2011 mit 77 Prozent oder 41,6 Millionen Beschäftigten den
höchsten Wert seit der Wiedervereinigung darstellt. Der ehemalige
Arbeits- und Wirtschaftsminister Wolfgang Clement hat Recht, wenn er
in Deutschland als dem bevölkerungsreichsten Land in der EU, einen
„Wachstums- und Jobmotor“ und Hort der wirtschaftlichen Stabilität
und Prosperität sieht. Die Unternehmen als Arbeitgeber und die
Gewerkschaften als Gegen- und Ordnungsmacht haben als
Sozialpartner über eine Dekade hinweg mit Augenmaß und großer
Verantwortung sichergestellt, dass die Banken- und Finanzkrise der
Jahre 2008 und 2009 sich nicht zu einer nachhaltigen Wirtschafts- und
Beschäftigungskrise ausgewachsen und dass die aktuelle Euro-
Staatsschuldenkrise bislang noch keine sozialen Verwerfungen
gezeitigt hat. Ein Arbeits- oder Teilzeitarbeitsplatz, auch eine
geringfügige Beschäftigung oder Arbeit bei einem
Zeitarbeitsunternehmen, hat sich als der sicherste Weg zum Einstieg in
eine dauerhaft geregelte Erwerbsarbeit mit einem eigenständig
erworbenen Einkommen und damit für viele auch einer
umfassenderen Teilhabe am gesellschaftlichen Leben erwiesen. Die
nun branchenübergreifend sich abzeichnenden Tariferhöhungen
tragen dazu bei, die Schere zwischen hohen und niedrigen
Einkommen zu verringern.

Ethos des Forderns

Der Staat kann aber weder das Glück auf Erden noch eine vollkommen
gerechte oder gar gleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen
herstellen und gewährleisten. Die Forderung nach immer mehr
Umverteilung und eine weitere Aufblähung der Sozialbudgets würde
den Sozialstaat, vor allem aber die ihn finanzierenden Bürger
überfordern. Sozialfunktionäre wie Schneider leben von diesem „Ethos
des Forderns“, das sich einst die alte ÖTV-Gewerkschaft angeeignet und
1973 eine Lohnerhöhung von 11 Prozent durchgesetzt und damit den
Staat in die Knie gezwungen hatte. Wünschenswert ist auch bei den
Sozialfunktionären ein Sozialrealismus, bei dem neben aller
berechtigten Kritik die grandiosen Leistungen von Staat, Wirtschaft und
den steuerzahlenden Bürgern anerkannt werden. Nur so bleiben sie
mit ihren Anliegen glaubwürdig.

Lesen Sie auch die letzte Kolumne von Richard Schütze: Der Besserwisser
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Seit vergangener Woche ziehen sie wieder durchs Land und vom
Leder. Angeführt von dem promovierten Erziehungswissenschaftler
Ulrich Schneider ist ein Heer von besorgten Sozialkümmerern
unterwegs, die überall im Land grassierende Armut aufzudecken und
die Verelendung der Massen anzuprangern. Mit rabiater Rhetorik und
ungestümem Durchsetzungsvermögen schafft es der markant
auftretende Hauptgeschäftsführer des Deutschen Paritätischen
Wohlfahrtsverbands, neben der Caritas und dem Deutschen Roten
Kreuz einer der sechs Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege, in
jede Talkrunde und auf alle Bühnen. Längst hat der Mann mit den
auffälligen Koteletten in Sachen Sozialpessimismus Gewerkschaftern
wie ver.di-Chef Frank Bsirske den Rang abgelaufen; der DGB muss
schon seine ehemalige stellvertretende Vorsitzende Ursula Engelen-
Käfer aus der Vergangenheit zurück holen, um dem Jammer über die
prekären Zustände halbwegs eine durchdringende Stimme zu
verleihen. Auch der grünen Frontfrau und Kirchensynodalin Katrin
Göring-Eckardt oder der dogmatischen Rosa Luxemburg alias der in
gutsituierten Verhältnissen lebenden Sahra Wagenknecht von der
Linkspartei bleibt nur das Hinterherklappern mit Vorwürfen und
Forderungen bei der vehement geführten Schlacht mit verwirrenden
Statistiken im Dschungel von Zahlen, Daten und Fakten. Wahlkrampf
im Parlament und auf allen Kanälen.

Die Schere zwischen den Einkommen verringern

Der Schweizer Volksentscheid zum Verbot opulenter Antrittsgelder und
voluminöser Abfindungen und die EU-Initiative zur Begrenzung von
exorbitanten Managergehältern und Boni befeuern die auch in
Deutschland entbrannte Debatte über die ungleiche Verteilung von
Einkommen und Vermögen mit zusätzlichem Zunder. Gewaltig hoch
schlagen lässt die Flammen der Empörung der auf Drängen des mit
neuem Selbstvertrauen wiedergewählten FDP-Chefs Philipp Rösler in
einigen Passagen veränderte „Armuts- und Reichtumsbericht“ der
Bundesregierung. Die Kritik bezichtigt die Regierung der Fälschung
und Schönfärberei. In der Sache geht es bei den beanstandeten
Formulierungen um die Deutungshoheit in der Sozialpolitik durch
eine parteiliche Bewertung der Statistik. Damit im Zusammenhang
steht die Frage, ob sich die Nation mit der hierzulande aufgestellten
Definition von „relativer Armut“ und Bedürftigkeit respektive
Mindestbedarf selbst arm rechnet und bei jeder Tariflohnerhöhung
nicht etwa reicher, sondern nach den sich daraus ergebenden
Durchschnittswerten sogar noch ärmer wird. Mitten in diesen
sozialpolitischen Flächenbrand hinein fallen der zehnte Jahrestag der
„Agenda 2010“ und die Hartz-Gesetzgebung des letzten
sozialdemokratischen Kanzlers Gerhard Schröder.

Doch in jedem Land der Welt gibt es mehr oder weniger krasse
Vermögens- und Eigentumsverhältnisse und fast überall ist es so, dass
ein kleiner Teil der Bevölkerung, die sogenannten oberen zehn
Prozent, am meisten Kapital, Grund und Boden besitzen. In den
sozialistisch und totalitär oder den postsozialistisch autokratisch
regierten Ländern dürfte die jeweilige Nomenklatura mit ihren Clans
mindestens ebenso viel Besitz angehäuft haben wie in den USA, wo gar
ein Prozent der Bevölkerung nahezu 24 Prozent der Einkommen auf
sich vereint. Den Unterschied macht, dass in demokratisch verfassten
Gesellschaften dann, wenn das Fass überläuft und krasse
Ungleichheiten und eine ungerechte Privilegierung nicht mehr
akzeptiert werden, eine breite Diskussion aufbrechen und
Veränderungen Platz greifen können.

Die Debatte sollte aber ehrlich geführt und auf eine Manipulation des
Publikums verzichtet werden. Horrorszenarien wirken genauso
überzogen und unglaubwürdig wie der untaugliche Versuch von
Wirtschaftsminister Rösler, die sehr unterschiedlichen Besitzstände
zwischen einer immer eher kleinen und sehr wohlhabenden
Oberschicht im Verhältnis zu dem zu allerlei Leistungen für das
Gemeinwesen herangezogenen Mittelstand und der auf Hilfen vieler
Art angewiesenen sozialen Unterschicht zu minimieren.

Denn auch in der kalten Jahreszeit ist sie in U-Bahnschächten,
Bahnhöfen und Flughäfen, aber auch in den Schalterhallen, in denen
die Banken Geldautomaten für ihre Kunden aufstellen, ebenso präsent
wie werktäglich auf den großen Einkaufsstraßen und vor den
wärmenden Türschleusen der Kaufhäuser oder Sonntags vor den
Pforten der Kirchen: Die alltägliche Armut in unseren Großstädten.
Zerlumpt gekleidete Menschen durchstöbern mit leeren Blicken
Papierkörbe und Müllcontainer nach Ess- oder sonst Verwertbarem
und betteln Passanten um ein paar Cent an. Richtig ist, dass das in
Deutschland kein Massenphänomen ist und dass aber neben den
statistisch nur schwer erfassbaren Obdachlosen immerhin 23 Prozent
der Beschäftigten hierzulande im sogenannten Niedriglohnsektor, also
für maximal 10,37 Euro pro Stunde, arbeiten. Ein solches Einkommen
allein reicht oft für den Lebensunterhalt nicht aus. 1,4 Millionen
Menschen, die in Teilzeit arbeiten oder nur geringfügig beschäftigt
sind, müssen deshalb ihren Lohn mit Zuschüssen aus staatlichen
Sozialbudgets aufstocken. Bei rund 3 Millionen registrierten
Arbeitslosen und 4,4 Millionen Beziehern von Arbeitslosengeld II
stimmt auch, dass jeder zweite aus Hartz IV auf einen Arbeitsplatz
Vermittelte nach einem Jahr wieder zurück fällt in die Arbeitslosigkeit.
Dieser von Schneider als „Drehtüreffekt“ gegeißelte Umstand ändert
allerdings nichts an der Tatsache, dass es für den schwierigen Weg aus
der Arbeitslosigkeit zurück in eine sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung auch via instabile Jobs keine vernünftige Alternative gibt.
Die stupide Ansicht der von Frank Plasberg in seiner Talkshow „hart
aber fair“ (ARD, 4. März) präsentierten Dame im Pelz aus dem noblen
Düsseldorf-Oberkassel, Hartz IV-Empfänger seien vornehmlich „faul“,
wirkt da in der erregt geführten Debatte wie ein Brandbeschleuniger.

Zugleich stimmt allerdings auch, dass die Erwerbsquote in Deutschland
im Jahr 2011 mit 77 Prozent oder 41,6 Millionen Beschäftigten den
höchsten Wert seit der Wiedervereinigung darstellt. Der ehemalige
Arbeits- und Wirtschaftsminister Wolfgang Clement hat Recht, wenn er
in Deutschland als dem bevölkerungsreichsten Land in der EU, einen
„Wachstums- und Jobmotor“ und Hort der wirtschaftlichen Stabilität
und Prosperität sieht. Die Unternehmen als Arbeitgeber und die
Gewerkschaften als Gegen- und Ordnungsmacht haben als
Sozialpartner über eine Dekade hinweg mit Augenmaß und großer
Verantwortung sichergestellt, dass die Banken- und Finanzkrise der
Jahre 2008 und 2009 sich nicht zu einer nachhaltigen Wirtschafts- und
Beschäftigungskrise ausgewachsen und dass die aktuelle Euro-
Staatsschuldenkrise bislang noch keine sozialen Verwerfungen
gezeitigt hat. Ein Arbeits- oder Teilzeitarbeitsplatz, auch eine
geringfügige Beschäftigung oder Arbeit bei einem
Zeitarbeitsunternehmen, hat sich als der sicherste Weg zum Einstieg in
eine dauerhaft geregelte Erwerbsarbeit mit einem eigenständig
erworbenen Einkommen und damit für viele auch einer
umfassenderen Teilhabe am gesellschaftlichen Leben erwiesen. Die
nun branchenübergreifend sich abzeichnenden Tariferhöhungen
tragen dazu bei, die Schere zwischen hohen und niedrigen
Einkommen zu verringern.

Ethos des Forderns

Der Staat kann aber weder das Glück auf Erden noch eine vollkommen
gerechte oder gar gleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen
herstellen und gewährleisten. Die Forderung nach immer mehr
Umverteilung und eine weitere Aufblähung der Sozialbudgets würde
den Sozialstaat, vor allem aber die ihn finanzierenden Bürger
überfordern. Sozialfunktionäre wie Schneider leben von diesem „Ethos
des Forderns“, das sich einst die alte ÖTV-Gewerkschaft angeeignet und
1973 eine Lohnerhöhung von 11 Prozent durchgesetzt und damit den
Staat in die Knie gezwungen hatte. Wünschenswert ist auch bei den
Sozialfunktionären ein Sozialrealismus, bei dem neben aller
berechtigten Kritik die grandiosen Leistungen von Staat, Wirtschaft und
den steuerzahlenden Bürgern anerkannt werden. Nur so bleiben sie
mit ihren Anliegen glaubwürdig.

Lesen Sie auch die letzte Kolumne von Richard Schütze: Der Besserwisser
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Seit vergangener Woche ziehen sie wieder durchs Land und vom
Leder. Angeführt von dem promovierten Erziehungswissenschaftler
Ulrich Schneider ist ein Heer von besorgten Sozialkümmerern
unterwegs, die überall im Land grassierende Armut aufzudecken und
die Verelendung der Massen anzuprangern. Mit rabiater Rhetorik und
ungestümem Durchsetzungsvermögen schafft es der markant
auftretende Hauptgeschäftsführer des Deutschen Paritätischen
Wohlfahrtsverbands, neben der Caritas und dem Deutschen Roten
Kreuz einer der sechs Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege, in
jede Talkrunde und auf alle Bühnen. Längst hat der Mann mit den
auffälligen Koteletten in Sachen Sozialpessimismus Gewerkschaftern
wie ver.di-Chef Frank Bsirske den Rang abgelaufen; der DGB muss
schon seine ehemalige stellvertretende Vorsitzende Ursula Engelen-
Käfer aus der Vergangenheit zurück holen, um dem Jammer über die
prekären Zustände halbwegs eine durchdringende Stimme zu
verleihen. Auch der grünen Frontfrau und Kirchensynodalin Katrin
Göring-Eckardt oder der dogmatischen Rosa Luxemburg alias der in
gutsituierten Verhältnissen lebenden Sahra Wagenknecht von der
Linkspartei bleibt nur das Hinterherklappern mit Vorwürfen und
Forderungen bei der vehement geführten Schlacht mit verwirrenden
Statistiken im Dschungel von Zahlen, Daten und Fakten. Wahlkrampf
im Parlament und auf allen Kanälen.

Die Schere zwischen den Einkommen verringern

Der Schweizer Volksentscheid zum Verbot opulenter Antrittsgelder und
voluminöser Abfindungen und die EU-Initiative zur Begrenzung von
exorbitanten Managergehältern und Boni befeuern die auch in
Deutschland entbrannte Debatte über die ungleiche Verteilung von
Einkommen und Vermögen mit zusätzlichem Zunder. Gewaltig hoch
schlagen lässt die Flammen der Empörung der auf Drängen des mit
neuem Selbstvertrauen wiedergewählten FDP-Chefs Philipp Rösler in
einigen Passagen veränderte „Armuts- und Reichtumsbericht“ der
Bundesregierung. Die Kritik bezichtigt die Regierung der Fälschung
und Schönfärberei. In der Sache geht es bei den beanstandeten
Formulierungen um die Deutungshoheit in der Sozialpolitik durch
eine parteiliche Bewertung der Statistik. Damit im Zusammenhang
steht die Frage, ob sich die Nation mit der hierzulande aufgestellten
Definition von „relativer Armut“ und Bedürftigkeit respektive
Mindestbedarf selbst arm rechnet und bei jeder Tariflohnerhöhung
nicht etwa reicher, sondern nach den sich daraus ergebenden
Durchschnittswerten sogar noch ärmer wird. Mitten in diesen
sozialpolitischen Flächenbrand hinein fallen der zehnte Jahrestag der
„Agenda 2010“ und die Hartz-Gesetzgebung des letzten
sozialdemokratischen Kanzlers Gerhard Schröder.

Doch in jedem Land der Welt gibt es mehr oder weniger krasse
Vermögens- und Eigentumsverhältnisse und fast überall ist es so, dass
ein kleiner Teil der Bevölkerung, die sogenannten oberen zehn
Prozent, am meisten Kapital, Grund und Boden besitzen. In den
sozialistisch und totalitär oder den postsozialistisch autokratisch
regierten Ländern dürfte die jeweilige Nomenklatura mit ihren Clans
mindestens ebenso viel Besitz angehäuft haben wie in den USA, wo gar
ein Prozent der Bevölkerung nahezu 24 Prozent der Einkommen auf
sich vereint. Den Unterschied macht, dass in demokratisch verfassten
Gesellschaften dann, wenn das Fass überläuft und krasse
Ungleichheiten und eine ungerechte Privilegierung nicht mehr
akzeptiert werden, eine breite Diskussion aufbrechen und
Veränderungen Platz greifen können.

Die Debatte sollte aber ehrlich geführt und auf eine Manipulation des
Publikums verzichtet werden. Horrorszenarien wirken genauso
überzogen und unglaubwürdig wie der untaugliche Versuch von
Wirtschaftsminister Rösler, die sehr unterschiedlichen Besitzstände
zwischen einer immer eher kleinen und sehr wohlhabenden
Oberschicht im Verhältnis zu dem zu allerlei Leistungen für das
Gemeinwesen herangezogenen Mittelstand und der auf Hilfen vieler
Art angewiesenen sozialen Unterschicht zu minimieren.

Denn auch in der kalten Jahreszeit ist sie in U-Bahnschächten,
Bahnhöfen und Flughäfen, aber auch in den Schalterhallen, in denen
die Banken Geldautomaten für ihre Kunden aufstellen, ebenso präsent
wie werktäglich auf den großen Einkaufsstraßen und vor den
wärmenden Türschleusen der Kaufhäuser oder Sonntags vor den
Pforten der Kirchen: Die alltägliche Armut in unseren Großstädten.
Zerlumpt gekleidete Menschen durchstöbern mit leeren Blicken
Papierkörbe und Müllcontainer nach Ess- oder sonst Verwertbarem
und betteln Passanten um ein paar Cent an. Richtig ist, dass das in
Deutschland kein Massenphänomen ist und dass aber neben den
statistisch nur schwer erfassbaren Obdachlosen immerhin 23 Prozent
der Beschäftigten hierzulande im sogenannten Niedriglohnsektor, also
für maximal 10,37 Euro pro Stunde, arbeiten. Ein solches Einkommen
allein reicht oft für den Lebensunterhalt nicht aus. 1,4 Millionen
Menschen, die in Teilzeit arbeiten oder nur geringfügig beschäftigt
sind, müssen deshalb ihren Lohn mit Zuschüssen aus staatlichen
Sozialbudgets aufstocken. Bei rund 3 Millionen registrierten
Arbeitslosen und 4,4 Millionen Beziehern von Arbeitslosengeld II
stimmt auch, dass jeder zweite aus Hartz IV auf einen Arbeitsplatz
Vermittelte nach einem Jahr wieder zurück fällt in die Arbeitslosigkeit.
Dieser von Schneider als „Drehtüreffekt“ gegeißelte Umstand ändert
allerdings nichts an der Tatsache, dass es für den schwierigen Weg aus
der Arbeitslosigkeit zurück in eine sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung auch via instabile Jobs keine vernünftige Alternative gibt.
Die stupide Ansicht der von Frank Plasberg in seiner Talkshow „hart
aber fair“ (ARD, 4. März) präsentierten Dame im Pelz aus dem noblen
Düsseldorf-Oberkassel, Hartz IV-Empfänger seien vornehmlich „faul“,
wirkt da in der erregt geführten Debatte wie ein Brandbeschleuniger.

Zugleich stimmt allerdings auch, dass die Erwerbsquote in Deutschland
im Jahr 2011 mit 77 Prozent oder 41,6 Millionen Beschäftigten den
höchsten Wert seit der Wiedervereinigung darstellt. Der ehemalige
Arbeits- und Wirtschaftsminister Wolfgang Clement hat Recht, wenn er
in Deutschland als dem bevölkerungsreichsten Land in der EU, einen
„Wachstums- und Jobmotor“ und Hort der wirtschaftlichen Stabilität
und Prosperität sieht. Die Unternehmen als Arbeitgeber und die
Gewerkschaften als Gegen- und Ordnungsmacht haben als
Sozialpartner über eine Dekade hinweg mit Augenmaß und großer
Verantwortung sichergestellt, dass die Banken- und Finanzkrise der
Jahre 2008 und 2009 sich nicht zu einer nachhaltigen Wirtschafts- und
Beschäftigungskrise ausgewachsen und dass die aktuelle Euro-
Staatsschuldenkrise bislang noch keine sozialen Verwerfungen
gezeitigt hat. Ein Arbeits- oder Teilzeitarbeitsplatz, auch eine
geringfügige Beschäftigung oder Arbeit bei einem
Zeitarbeitsunternehmen, hat sich als der sicherste Weg zum Einstieg in
eine dauerhaft geregelte Erwerbsarbeit mit einem eigenständig
erworbenen Einkommen und damit für viele auch einer
umfassenderen Teilhabe am gesellschaftlichen Leben erwiesen. Die
nun branchenübergreifend sich abzeichnenden Tariferhöhungen
tragen dazu bei, die Schere zwischen hohen und niedrigen
Einkommen zu verringern.

Ethos des Forderns

Der Staat kann aber weder das Glück auf Erden noch eine vollkommen
gerechte oder gar gleiche Verteilung von Einkommen und Vermögen
herstellen und gewährleisten. Die Forderung nach immer mehr
Umverteilung und eine weitere Aufblähung der Sozialbudgets würde
den Sozialstaat, vor allem aber die ihn finanzierenden Bürger
überfordern. Sozialfunktionäre wie Schneider leben von diesem „Ethos
des Forderns“, das sich einst die alte ÖTV-Gewerkschaft angeeignet und
1973 eine Lohnerhöhung von 11 Prozent durchgesetzt und damit den
Staat in die Knie gezwungen hatte. Wünschenswert ist auch bei den
Sozialfunktionären ein Sozialrealismus, bei dem neben aller
berechtigten Kritik die grandiosen Leistungen von Staat, Wirtschaft und
den steuerzahlenden Bürgern anerkannt werden. Nur so bleiben sie
mit ihren Anliegen glaubwürdig.

Lesen Sie auch die letzte Kolumne von Richard Schütze: Der Besserwisser
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Auf dem Teppich bleiben
Nicht erst seit dem Schweizer Volksentscheid wird die Debatte um
Einkommensgerechtigkeit erregt geführt. Doch immer mehr
Umverteilung würde den Staat überfordern.
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K OLU M NE
GENDERGERECHTE SPRACHE
UND DER BUNDESPRÄSIDENT

Nie wieder weibliche

Furore

von Birgit Kelle

Die gendergerechte
Sprachpolizei hat wieder
zugeschlagen. Diesmal
muss der
Bundespräsident dran
glauben. Zum
internationalen
Weltfrauentag steht fest:
Die Welt nach dem
#aufsch... weiterlesen

K OLU M NE
SEXISMUS AUF SCHLOSS
BELLEVUE

Gauck und die sieben

Zwerginnen

von Jennifer Nathalie

Pyka

Auf #aufschrei folgt
#tugendfuror:
Feministinnen sind
erschüttert, weil Joachim
Gauck eine andere
Meinung vertritt und
fordern umgehende
Besserung. Über das
feministische Freih...
weiterlesen

K OM M E NTAR
MACHTFAKTOR SEX

Auf der dunklen Seite

des Bettes

von Johannes Musial

Sex sei Spaß, finden die
Werbung und das
Fernsehen. Doch das ist
nur die halbe Wahrheit.
Gesellschaft und Staat
kontrollieren die
Sexualität. Dabei geht es
vor allem um eins: M...
weiterlesen

K OLU M NE
DIE BIG-DATA-AUSWERTUNG
IM INTERNET

Das Big-Data-Komplott

von Gunnar Sohn

Big Data wird unsere
Spuren im Netz
aufspüren und uns
Menschen denunzieren.
Es ist ein
Datenverbrechen mit
Maschinen, welche die
Welt vermessen.
weiterlesen

GE S PR ÄCH
DAS TRANSATLANTISCHE
VERHÄLTNIS

„Washington muss

seine internen

Querelen lösen“

mit Philip Murphy

Das 21. Jahrhundert
werde ein pazifisches
Jahrhundert, so die
ehem. US-
Außenministerin
Clinton. Im Gespräch
mit Martin Eiermann
und Florian
Guckelsberger erklärt der
US-Botscha... weiterlesen

GE S PONS E R TE
K OLU M NE
ANGELA MERKEL TRIFFT DIE
START-UP-INDUSTRIE

Chefsache Internet

von Alexander Görlach

Die Kanzlerin und die
Start-up-Industrie lernen
sich langsam kennen. So
positiv das Signal aber
auch ist, der Besuch beim
Branchentreffen zeigt,
dass es noch ein langer
Weg zu ... weiterlesen
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„Ideen brauchen keine Waffen, wenn sie die großen Massen
überzeugen können.“ Fidel Castro
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von Richard Schütze
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Gefällt mir 0

Der
Besserwisser

Peer Steinbrück kann
ein Wünsch-Dir-was-
Programm für
jedermann aufbieten.
Der Wähler muss sich
entscheiden zwischen
vorläufigem Auf-Sicht-
Fahren und es besser
wissen.
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von Richard
Schütze
04.03.2013

Der gerechte
Lohn

Wie viel darf ein Top-
Manager verdienen?
Der Fall des
scheidenden Novartis-
Präsidenten Daniel
Vasella zeigt, dass die
ganz großen Exzesse
nicht mehr geduldet
werden. Und dass es
Alternativen gibt.
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von Richard
Schütze
25.02.2013

Der Wandel
der
Talkshowzeiten

Mit den Talkshows
haben sich auch die
Anforderungen an Gast
und Moderator
verändert. Der Besuch
beim Polit-Talker muss
heute gut durchdacht
sein.
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von Richard
Schütze
18.02.2013

A D V E R T O R I A L
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Zeit spenden mit der App von
betterplace.org

Weltverbessern mit dem Smartphone

Der Fokus von betterplace.org lag in den
vergangenen Jahren vor allem auf Geldspenden.
In Zukunft sollen die User aber auch Zeit spenden
können. weiterlesen
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DE B ATTE

WEIHNACHTSBESUCH IN DER SCHWEIZ

Nähmed sie äs Gipfeli?

Die Schweiz und Deutschland charakterisieren
gewisse kulturelle Unterschiede. Dies stellt der
Exilschweizer bereits auf dem Weg nach Berlin
fest. Wie frappant die Gegensätze tatsächlich sind,
zeigt... weiterlesen

von Roderick Panchaud
29.12.2012

DE B ATTE

PROMINENTE STEUERFLÜCHTLINGE UND DIE POLITIK

Steuerflucht mit Orden

Steuerflüchtling Franz Beckenbauer sitzt gern bei
Bayern München und fachsimpelt über Fußball,
Gott und die Welt – aber garantiert nicht über
Patriotismus und Anstand. Die bayerische Politik
steckt... weiterlesen
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von Hugo Müller-Vogg
20.12.2012

DE B ATTE

DAS SCHWEIZER BANKGEHEIMNIS UND DAS
STEUERABKOMMEN

Weg mit dem Bankgeheimnis

Welch Glück, dass das Steuerabkommen
gescheitert ist – für die Schweiz wäre es der falsche
Weg gewesen. Wir Eidgenossen müssen uns
endlich vom Bankgeheimnis verabschieden.
weiterlesen

von Cédric Wermuth
27.11.2012
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